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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


1. Abgeordneter 

Dr. Kübler 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß zwar am 14. Oktober 1985 in Paris von der 
CNES die faktische Auf tragsver gäbe für das 
.Weltraumprojekt „Hermes" erfolgte, eine politi- 
sche und finanzielle Entscheidung der Bundesre- 
gierung aber immer noch nicht gefallen ist, und 
entstehen der deutschen Wirtschaft dadurch 
nicht wiedergutzumachende Nachteile? 


2. Abgeordneter 

Hettting 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Finan- 
zierung der Hermes-Raumfähre zu 90 v. H. ge- 
mäß des FAZ-Artikels vom 16. Oktober 1985 
gesichert sein soll, wenn ja, in welchem Umfang 
beabsichtigt die Bundesregierung, sich am Her- 
mes-Projekt mit technologisch-hochwertigen 
Aufgaben zu beteiligen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


3. Abgeordneter 

Klein 

(Dieburg) 

(SPD) 


Hatte der ehemalige Staatssekretär Boenisch 
während seiner zweijährigen Tätigkeit im 
Presse- und Informationsamt der Bimdesregie- 
rung neben seinem Staatssekretärsgehalt weite- 
re erhebliche Einkünfte, die nicht Erträge aus 
Kapitalvermögen waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des innern 


4. Abgeordneter 
Schulte 
(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie steht die Bundesregierung zu einer Mel- 
dung der Badischen Zeitung vom 15. Oktober 
1985, Kreisseite Lörrach, daß der Bundesminister 
des Innern, Dr. Zimmermann, Zustimmung zur 
Flußkühlung beim Atomkraftwerk Kaiserangst 
bei einem Gespräch am 9. Oktober 1985 signa- 
lisiert habe? 


5. Abgeordneter Um wieviel Grad soll durch die Kühlung das 

Schulte Rheinwasser erwärmt werden? 

(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


6. Abgeordneter 

Clemens 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer und Steuerbe- 
rater im Rahmen ihrer freiberuflichen Tätigkeit 
befugt sind, auch Treuhandtätigkeiten bei Bau- 
herrenmodellen zu übernehmen? 
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7. Abgeordneter 
Clemens 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in Anlehnung an die 
Beantwortung der Kleinen Anfrage der 
GRÜNEN „zur Lage der buchführenden Berufe" 
vom 10. Mai 1985 der Auffassung, daß von 
Rechtsanwälten, Wirtschaftsprüfern und Steuer- 
Beratern ausgeübte Treuhandtätigkeiten bei 
Bauherrenmodellen automatisch als freiberufli- 
che und nicht als gewerbtiche Tätigkeiten anzu- 
sehen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


8. Abgeordneter 

Rusche 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß bereits seit mehreren Monaten 
die Feldhaubitze FH 70 an Saudi-Arabien gelie- 
fert wird, und wann hat die Bundesregierung 
ihre Zustimmung für diesen Export erteilt? 


9. Abgeordneter 

Rusche 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Waffen werden mit Genehmigung der 
Bundesregierung auf der Grundlage von Lizenz- 
vergaben bundesdeutscher Firmen in welchen 
arabischen Ländern hergestellt? 


10. Abgeordneter 

Mann 

(DIE GRÜNEN) 


Wann hat die Bundesregierung ihre Zustimmung 
zum Export von Tornado-Kampfflugzeugen nach 
Saudi-Arabien erteüt? 


11. Abgeordneter 

Mann 

(DIE GRÜNEN) 


Verfolgt die Bundesregierung bei ihrer Rü- 
stungsexportpolitik das vom Bundeskanzler an- 
gegebene Ziel „Frieden schaffen mit immer we- 
niger Waffen"? 


12. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß das bundeseigene Reisebüro 
DER eine Gruppenreise nach Namibia und Süd- 
afrika vom 16. November bis 1. Dezember 1985 
organisiert, und wie bewertet die Bundesregie- 
rung die Werbung dafür, die die Verhältnisse in 
Südafrika als „exotische Mischung von Men- 
schenrassen" beschreibt (siehe Frankfurter Neue 
Presse/Neue Lahn-Zeitung vom 11. Juli 1985)? 


13. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung darüber informiert, wel- 
che Rüstungsmaterialien (gemäß Teil I Abschnit- 
te A und C der Ausfuhrliste zur Außenwirt- 
schaftsverordnung) aus bundesdeutscher Li- 
zenzproduktion aus Argentinien, Brasilien und 
Spanien an Saudi-Arabien geliefert wurden und 
geliefert werden, und wie hoch sind die entspre- 
chenden Beträge für 1984? 


14. Abgeordneter 

Suhr 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch ist der Warenwert der seit 1983 von der 
Bundesregierung für den Export nach Saudi-Ara- 
bien genehmigten Waren gemäß Teil 1 der Aus- 
fuhrliste - Anlage AL zur Außenwirtschaftsver- 
ordnung, aufgeschlüsselt nach den Abschnitten 
A, B und C und Jahren? 
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15. Abgeordneter 

Suhr 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch ist der Warenwert der zwischen 1972 
und 1982 von der Bundesregierung für den Ex- 
port nach Saudi-Arabien genehmigten Waren 
gemäß Teil 1 der Ausfuhrliste - Anlage AL zur 
Außenwirtschaftsverordnung, auf geschlüsselt 
nach den Abschnitten A, B und C? 


16. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahlungsverpflichtung der 

Dr. Hupka Volksrepublik Polen bezüglich staatlich verbürg- 

(CDU/CSU) ter Kredite einschheßlich der für 1985 bis 1990 

gewährten sechs Freijahre? 


17. Abgeordneter 
Pöppl 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Fol- 
ge des Haushaltsbegleitgesetzes vom 22. De- 
zember 1983 von der Fahrzeugversicherungs- 
wirtschaft die Versicherungsbestimmungen in 
der Kraftfahrtversicherung dahin gehend verän- 
dert wurden, daß diejenigen Versicherten, die 
nur noch teüweise von der Kraftfahrzeugsteuer 
befreit sind, keinen Beitragsnachlaß mehr ge- 
währt bekommen, und teilt sie die Meinung, daß 
diese Regelung nicht behindertenfreundlich ist? 


18. Abgeordneter 
Pöppl 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Bemühungen, die 
zu einer behindertenfreundlichen Änderung 
führen sollen, nachhaltig unterstützen, und sieht 
sie eine andere Möglichkeit, eine befriedigende 
Lösung herbeizuführen als eine Änderung der 
entsprechenden Versicherungsbestimmungen 
durch die Versicherungswirtschaft? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


19. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesre- 
gierung zu, daß die Walderkrankungen in Ba- 
den-Württemberg 1985 nicht mehr zugenommen 
haben, und daß in Oberschwaben bereits eine 
leichte Besserung des Zustandes der Wälder 
festzustellen war, und kann daraus bejahenden- 
falls gefolgert werden, daß die Anstrengungen 
der Bundesregierung und der baden-württem- 
bergischen Landesregierung zur Minderung der 
Schadstoffe in der Luft bereits erste Erfolge zei- 
tigen? 


20, Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Mengen Rindfleisch werden in der zwei- 
ten Hälfte des Jahres 1985 aus Drittländern in die 
Europäische Gemeinschaft importiert, und wel- 
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
diese Importverpflichtungen aus GATT-, Lome- 
und Assoziierungsabkommen auszusetzen? 
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21. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Notbremse könnte die Bundesregierung 
bzw. die Europäische Gemeinschaft bei den 
Rindfleischimporten ziehen, wenn die deutsche 
bzw. europäische Rindfleisch erzeugende Land- 
wirtschaft in eine die Existenz vernichtende Not- 
lage kommt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


22. Abgeordneter 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß von 
den Ostverträgen und auch vom Grundlagenver- 
trag mit der DDR eine politische Bindungswir- 
kunq hinsichtlich der Grenzen in Exiropa aus- 
geht? 


23. Abgeordneter 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß, wenn der Bundeskanzler von 
der Verantwortungsgemeinschaft der Deutschen 
spricht, damit vor allem gemeint ist, daß sich 
beide deutsche Staaten gemeinsam um Sicher- 
heit in Europa bemühen müssen, wie es Artikel 5 
des Grundlagenvertrages und eine mündliche 
Zusatz Vereinbarung vorsehen? 


24. Abgeordneter 

Dr. Haack 


(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung der Feststellung zu, 
daß die „Deutsche Frage" vor allem eine euro- 
päische Frage ist und daß eine adäquate Antwort 
darauf nur gegeben werden kann, wenn sie von 
den Menschen in beiden deutschen Staaten und 
von der Völkergemeinschaft in Ost und West 
getragen wird und daß es deshalb nicht darum 
gehen kann, Grenzen zu verschieben, sondern 
den Grenzen in Europa ihren trennenden Cha- 
rakter zu nehmen? 


25. Abgeordneter 

Heimann 

(SPD) 


Steht die Bundesregierung weiterhin zum vollen 
Wortlaut der Erklärung, die Bundeskanzler Kohl 
und Staatsratsvorsitzender Honecker als Kom- 
munique ihres Gesprächs am 12. März 1985 in 
Moskau veröffentlicht haben? 


26. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung 
der Formulierung von Konsens und Gemeinsam- 
keit der Parteien in der Deutschlandpolitik bei? 


27. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche Konsequenzen erwartet die Bundesre- 
gierung für den Fall, daß im Deutschen Bundes- 
tag Formulierungen aus geltenden Verträgen, 
die die Bundesrepublik Deutschland mit osteuro- 
päischen Staaten und mit der DDR abgeschlos- 
sen hat, keine Mehrheit mehr finden? 
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28. Abgeordnete 

Frau 

Terborg 

(SPD) 


29. Abgeordneter 

Hettling 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Bundesminister Windelen noch 
am 10. Oktober 1985 vor einer Tagung der vier 
politischen Stiftungen in Königswinter mit Zu- 
friedenheit das Zustandekommen einer gemein- 
samen Entschließung von SPD, FDP und CDU/ 
CSU zur Deutschlandpolitik in Aussicht gestellt 
hat und ihm der Text der Entschließung bei die- 
ser Gelegenheit schon bekannt war? 


Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren 
Verhandlungen mit der DDR über den Reise- 
und Besuchsverkehr auch die Einreise mit Sport- 
booten, wenn nein, ist die Bundesregierung be- 
reit, diese Frage in Verhandlungen mit der Re- 
gierung der DDR aufzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Soziaiordnung 


30. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, daß 
die in § 1 Bundesbeschäftigungsförderungsge- 
setz erlaubte Vereinbarung von befristeten Ar- 
beitsverträgen sich in vielen Fällen bei Frauen 
als Pression dahin gehend ausgewirkt hat, daß 
sie, um eine Daueranstellung nicht zu gefährden, 
Kinder abgetrieben haben, und wie vereinbart 
sich diese Folgewirkung nüt der erklärten Ab- 
sicht der Bundesregierung, ungeborenes Leben 
zu schützen? 


31. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Immer ning zu veranlassen, damit in Zukunft nicht wei- 

(Altenkirchen) terhin durch die Gewährung von befristeten Ar- 

(SPD) beitsverträgen Frauen einer Pression ausgesetzt 

werden, die darin besteht, daß sie ungeborenes 
Leben abtreiben lassen, um eine Dauer- bzw. 
Anschlußbeschäftigung nicht zu gefährden? 


32. Abgeordneter 

Ranker 


(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung Überlegun- 
gen zur Änderung des Ladenschlußgesetzes, wo- 
nach die obersten Landesbehörden die Offenhal- 
tung von Verkaufsstellen innerhalb einer bauli- 
chen Anlage, die der Verknüpfung zwischen 
dem Personennah- und -fernverkehr dient, aus 
besonderen örtlichen Gründen, insbesondere 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, an al- 
len Tagen von 6 Uhr bis 22 Uhr bewilligen 
können? 


33. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Zahl der Plätze für 
Operationen „am offenen Herzen" in der Bun- 
desrepublik Deutschland für ausreichend, und 
welche Maßnahmen hat sie gegebenenfalls für 
eine verbesserte Versorgung der Herzpatienten 
vorgesehen? 
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34. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für notwendig, daß 
weiterhin herzkranke Patienten aus der Bundes- 
repubhk Deutschland Operationen im Ausland 
durchführen lassen müssen, und welche zusätzli- 
chen Kosten erwachsen daraus den Kranken- 
kassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


35. Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Nach welchen Maßstäben genehmigt die Bun- 
desregierung kostenlose Mitflüge in Luftfahr- 
zeugen der Luftwaffe zwischen der Bundesrepu- 
bhk Deutschland und den USA, soweit die Mit- 
flugerlaubnisse nicht aus dienstlichen Gründen 
oder Fürsorgegründen veranlaßt sind? 


36. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteüt die Bundesregierung neuerhche 
Anregungen von Mitghedem des Senats von 
West-Berhn, auch in Wöst-Berhn wohnende 
Wehrpflichtige zu einem sozialen Ersatzdienst 
zum Ausgleich für den von ihnen nicht abzulei- 
stenden Grundwehrdienst/Zivildienst heranzu- 
ziehen, und wieweit sind im Bereich der Bundes- 
regierung entsprechende Vorbereitungsarbeiten 
gediehen? 


37. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Ist es richtig, daß das Bundesministerium der 
Verteidigung ab 1986 im Saarland Tiefflüge in 
einer Höhe von 75 Metern bis 150 Meter über 
dem Erdboden zulassen will? 


38. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eines der zwei im 
Jahre 1984 beschafften oder eines der drei neuen 
Skyguard-Radargeräte im Saarland aufzustel- 
len? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


39. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


Welche tierexperimenterprobten Medikamente 
führten in den letzten fünf Jahren auf Grund 
erheblicher Nebenschädigungen zu prozessua- 
len Auseinandersetzungen, und welche tierex- 
perimenterprobten Medikamente sind darüber 
hinaus im gleichen Zeitraum aus dem Markt 
genommen worden? 


40. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es zahlrei- 
che Pharmazeutika gibt, die im Tierversuch the- 
rapeutische Effekte erkennen ließen, die dann 
beim Menschen aber, trotz langer Anwendung, 
nicht beobachtet werden konnten, wenn ja, wel- 
che Schlußfolgerungen zieht sie hieraus? 
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41. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaften eine neue Initiati- 
ve zur EG-weiten Durchsetzung des Hormonver- 
bots bei der Fleischerzeugung ergreifen, nach- 
dem sich der EG-Agrarkommissar Andriessen in 
seiner Rede in Ravensburg am 13. Oktober 1985 
ausdrücklich zum Verbot der Hormone bekannt 
hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


42. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahlreiche 
Verkehrsexperten seit längerem vorschlagen, 
durch Gesetz die Einführung sogenannter retro- 
reflektierender Nummernschüder bei Kraftfahr- 
zeugen vorzuschreiben, weü derartige Sicher- 
heitskennzeichen von den Autofahrern nachts 
insbesondere bei parkenden Autos besser er- 
kannt werden, und ist der Bundesregierung fer- 
ner bekannt, daß in 14 europäischen Ländern 
und den meisten US-Bundesstaaten derartige Si- 
cherheitskennzeichen seit geraumer Zeit obliga- 
torisch sind und nach Einführung dieser Kenn- 
zeichen, deren Mehrkosten gegenüber her- 
kömmhchen Kennzeichen lediglich rund 5 DM 
betragen, nach einer Untersuchung in einem US- 
Staat die Zahl der nächtlichen Auffahrunfälle auf 
parkende Fahrzeuge um 58 v. H. zurückging? 


43. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung angesichts der Erfah- 
rungen in anderen Ländern und einer Umfrage 
eines deutschen Automobüclubs, wonach 
92 V. H. der Befragten angaben, parkende Fahr- 
zeuge, die mit Sicherheitskennzeichen ausge- 
stattet waren, besser zu erkennen und 98 v. H. 
der Befragten die Überzeugung vertraten, daß 
derartige Sicherheitskennzeichen ein wichtiger 
Beitrag zur Verkehrssicherheit darstellen, bereit, 
eine Gesetzesinitiative zu ergreifen, mit dem 
Ziel, die obligatorische Ausstattung der Kraft- 
fahrzeuge mit retroreflektierenden Kennzeichen 
vorzuschreiben? 


44. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


Warum hat die betagte Pustertaler Eisenbahn 
(Typ 685 - 191, Baujahr 1920) bei ihrer nostalgi- 
schen Abschiedsfahrt von Innichen nach Mün- 
chen im Oktober 1985 den Zielbahnhof in der 
Hauptstadt des Freistaates Bayern nicht in der 
gleichen Konstellation von Lokomotiven und 
Wagen erreichen können, in der sie sich auf den 
Weg gemacht hatte? 


45. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


Ist zu erwarten, daß die Deutsche Bundesbahn 
in Zukunft jedweden Einsatz von Dampfloks 
aus Gründen der nationalen Sicherheit oder 
der Rettung der Umwelt unterbinden wird? 
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46. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Welche psychischen Auswirkungen aus der 
Komplikation der Pustertalfahrt befürchtet die 
Bundesregierung angesichts ihrer strengen Si- 
cherheitsbestimmungen auf die restromanti- 
schen Eisenbahngefühle der Bewohner der Al- 
penländer? 


47. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Entspricht der Personalabbau bei der Deutschen 
Bundesbahn (DB) dem Ziel der Sicherung von 
Vollbeschäftigung im Sinne des auch für die DB 
geltenden Gesetzes zur Förderung von Stabilität 
und Wachstum? 


48. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Durch welche Anordnungen nach § 13 des Stabi- 
litätsgesetzes hat der Bundesminister für Ver- 
kehr in den letzten Jahren dafür gesorgt, daß die 
Deutsche Bundesbahn zum Erreichen des Zieles 
der Vollbeschäftigung beiträgt? 


49. Abgeordneter 

Dr. Ehrenberg 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß - entge- 
gen ihrer schriftiichen Antwort Drucksache 10/ 
3539, Fragen 19 und 20- die Deutsche Bundes- 
bahn keinerlei Bemühungen unternommen hat, 
die Schwierigkeiten der Anschlüsse in Bremen 
auf der Fahrt von Wilhemshaven nach Bonn „so- 
weit wie möglich zu beseitigen", und hält es die 
Bundesregierung für angebracht, daß immer 
noch ein Teü der Züge aus Wühelmshaven/Ol- 
denburg Bremen um -51 Uhr erreicht, während 
der IC Hamburg — Bonn Bremen um -50 Uhr 
verläßt? 


50. Abgeordneter 

Dr. Ehrenberg 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es mit der Tradition 
deutscher Eßkultur für vereinbar, daß in immer 
mehr IC-Zügen die alten guten Speise-Restau- 
rants durch „Quick- Piks" abgelöst werden, in 
denen den Gästen zugemutet wird, Kaffee aus 
Plastiktassen und ihr Essen von Papptellern zu 
sich zu nehmen? 


51. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Wird der Bundesminister für Verkehr den Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn (DB) in seiner 
Absicht bestärken, in Weiden (Oberpfalz) ein 
Regionaldezernat zu errichten, oder treffen Hin- 
weise zu, wonach der Bundesminister für Ver- 
kehr den Vorstand der DB dahin gehend zu 
beeinflussen versucht, das Regionaldezemat in 
Hof zu errichten? 


52. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Welche mittel- und langfristigen Ziele verfolgt 
die Bundesregierung mit der Bundesbahnstrek- 
ke München — Regensburg — Hof — Berlin, und 
was wird sie unternehmen, um diese Achse im 
Zusammenhang mit den künftigen Bundesbahn- 
investitionen nicht ins Abseits geraten zu las- 
sen? 
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53. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Welche MögUchkeiten wird die Bundesregie- 
rung in der Planung einer Schnellbahntrasse der 
Deutschen Bundesbahn im Streckenabschnitt 
Stuttgart — München ausschöpfen, um sicherzu- 
stellen, daß der wirtschafthch bedeutsame Ver- 
kehrsknotenpunkt Hauptbahnhof Ulm/Donau 
und der Intercity- Anschluß so wie bisher und 
ohne Einschränkungen im Personenverkehr be- 
stehen bleibt? 


54. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Unterschiede ergeben sich nach Kennt’ 
nis der Bundesregierung in finanzieller Hinsicht 
(Baukosten, Landaufkauf usw.) und in ökologi- 
scher Hinsicht (Landverb rauch, Eingriffe in 
Moorflächen usw.) zwischen der Planungsva- 
riante Schnellbahntrasse Beimerstetten — Günz- 
burg und der Alternativlösung viergleisiger Aus- 
bau des bestehenden Schienenweges? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen 


55. Abgeordneter 

Bemrath 

(SPD) 


56. Abgeordneter 

Bemrath 

(SPD) 


57. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Wie groß war am 1. Juli 1985 bei den Kabelpilot- 
projekten Ludwigshafen und München die Zahl 
der anschheßbaren („versorgten") Wohneinhei- 
ten, der angeschlossenen Wohneinheiten, die 
nur die ortsüblichen Programme beziehen und 
der angeschlossenen Wohneinheiten, die gegen 
Zusatzgebühr mit dem gesamten Programman- 
gebot versorgt werden? 

Wie wertet die Bundesregierung die Erfahrun- 
gen in diesen Püotversuchen im HinbUck auf die 
vom Bundesminister für das Post- und Fernmel- 
dewesen immer wieder vorgetragene Erwar- 
tung, die Anschlußbereitschaft der Bürger steige 
proportional zur Zahl der angebotenen Pro- 
gramme? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen, wonach sich Gemeinden, in denen eine 
Verkabelung noch nicht kostendeckend für die 
Post möglich sei, an den Aufwendungen der Ver- 
kabelung beteiligen sollten, und wie exakt läßt 
sich ermitteln, wann eine Verkabelung 
„kostendeckend" ist? 


58. Abgeordneter 

Paterna 

(SPD) 


Welche Gründe sprechen aus Sicht der Bundes- 
regierung dafür, daß die Deutsche Bundespost 
die zwangsweise Koppelung von Satelliten-Pro- 
grammen sowie kommerziellen Regional- und 
Lokalfernsehprogrammen gegen zusätzliche Ge- 
bühren zuläßt, und wie verträgt sich dieses Vor- 
haben mit den Vorstellungen der Bundesregie- 
rung von der Wahlfreiheit des „mündigen Bür- 
gers " ? 
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59. Abgeordneter 

Paterna 


(SPD) 


Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß die „Zwei- 
Paket-Lösung“ zunächst vom Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen abgelehnt, dann 
aber nach massiver Einflußnahme der bayeri- 
schen Staatsregierung akzeptiert wurde, und ist 
der Bundesregierung bekannt, wie die übrigen 
zehn Bundesländer diese Lösung beurteüen? 


60. Abgeordneter 

Liedtke 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deut- 
sche Bundespost bei anonymen telefonischen 
Belästigungen in den Fällen, in denen der Beiä- 
stiger nicht mittels Fangschaltung festgestellt 
werden kann, sich vom Belästigten verdächtige 
Personen nennen läßt, deren Telefon verkehr sie 
dann mittels Zählvergleichseinrichtung über- 
wacht? 


61. Abgeordneter 

Liedtke 

(SPD) 


Wie wertet die Bundesregierung insbesondere 
die Tatsache, daß die betroffenen Bürger auch 
nach Abschluß der Überwachung nicht über die 
gegen sie gerichtete Maßnahme unterrichtet 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


62. Abgeordneter 
Ströbele 
(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteüt die Bundesregierung Berichte der 
Medien aus Mexico City, die auch von Deut- 
schen in Mexico bestätigt werden, daß die ge- 
spendeten Hilfsgüter aus der Bundesrepublik 
Deutschland für die Erdbebenopfer in Geschäf- 
ten und auf Märkten der Stadt zum Teil noch in 
der Originalverpackung zu Höchstpreisen vter- 
kauft werden und daß gespendete Gelder von 
Staatsangestellten vereinnahmt wurden und die 
Hüfebedürftigen nie erreichen? 


63. Abgeordneter 
Ströbele 
(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang die Forderung Deutscher Residen- 
ten in Mexico City, in Zukunft Hilfsgüter und 
Geldspenden nur noch über nichtstaatliche Or- 
ganisationen, wie z. B. die Handelskammer, di- 
rekt an die Hüfebedürftigen gelangen zu lassen, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese Intentionen zu unterstützen? 


64. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Welches Dokument liegt dafür zugrunde, daß ein 
Beamter des Auswärtigen Amtes in der Evange- 
lischen Akademie Loccum erklären konnte, „das 
Wiedervereinigungsgebot im Grundgesetz gelte 
nur für die beiden Teüe Deutschlands und reiche 
daher territorial nur bis zur Oder-Neiße-Grenze" 
(Süddeutsche Zeitung 27. September 1985)? 
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65. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Informationen vor, 
wonach die DDR bereits im April 1985 beim 
Treffen der Partei- und Staatschefs in Warschau 
von der Sowjetunion angewiesen worden ist, 
sich am sowjetischen SDI-Programm zu betei- 
ligen? 


66. Abgeordneter Trifft es zu, daß zu den Gebieten, die der DDR 

Dr. Todenhöfer zugewiesen worden sind, die Fotoelektronik, die 

(CDU/CSU) Meßtechnik und die Feinmechanik gehören? 


67. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Sind Pressemeldungen zutreffend (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung 16. Oktober 1985) denen zu- 
folge die Sowjetunion im Kampf gegen die Frei- 
heitskämpfer in Afghanistan erneut chemische 
Kampfstoffe eingesetzt haben soll, obwohl nach 
der Genfer Konvention von 1925 diese Waffen 
geächtet sind und deren Einsatz nur als Repres- 
salie erlaubt ist? 


68. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Vertragspartner dieser Genfer Konvention 
von 1925 Sowjetunion nach dieser wiederholten 
Vertragsverletzung zukünftig zu vertragstreuem 
Verhalten zu veranlassen? 


69. Abgeordneter 

Duve 


(SPD) 


Wie viele Verfahren gegen Bundesbürger im 
Ausland sind der Bundesregierung im Bereich 
der Drogen- und Rauschgiftdelikte bekannt? 


70. Abgeordneter 

Duve 


(SPD) 


Kann die Bimdesregierung - nach Ländern auf- 
geschlüsselt - Angaben darüber machen, wie 
viele Angeklagte, Untersuchungshäftlinge und 
Strafgefangene die diplomatischen Vertretun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland zur Zeit im 
Ausland wegen Drogen- und Rauschgiftdelikten 
betreuen? 


Bonn, den 18. Oktober 1985 
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